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Herrn Innenminister 
Thomas Strobl 
Ministerium des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen  
Baden-Württemberg  
Willy-Brandt-Straße 41  
70173 Stuttgart 
 

Überprüfung des Gutachtens zur Verlegung von Rettungshubschrauber-Standorten 

 

Sehr geehrter Herr Minister Strobl, 

die beabsichtigte Verlagerung von Rettungshubschrauber-Standorten sorgt für erhebliche 

Unruhe. Nachdem das Innenministerium das Institut für Notfallmedizin und 

Medizinmanagement mit einem Gutachten beauftragt hat, gab es zahlreiche 

Stellungnahmen des Klinikums Friedrichshafen sowie vom Oberbürgermeister der Stadt 

Friedrichshafen Andreas Brand und dem Landrat des Bodenseekreises Lothar Wölfle für den 

Erhalt des Rettungshubschrauber-Standortes Christoph 45 in Friedrichshafen und im 

Bodenseekreis. Auch der Kreistag des Bodenseekreises und der Gemeinderat der Stadt 

Friedrichshafen haben sich eindeutig für den Standort Friedrichshafen mit überzeugenden 

Argumenten ausgesprochen. 

Eine Verlagerung um wenige Kilometer nach Norden in den Landkreis Ravensburg, 

verbunden mit hohen unnötigen  Kosten und einer nur minimalen Zeitersparnis für ein dünn 

besiedeltes Gebiet, steht aus unserer Sicht in keinem Verhältnis zur Verschlechterung der 

Versorgungslage im Bodenseeraum.  

 

Es gibt Petitionen für den Verbleib von Christoph 45 im Bodenseekreis und Christoph 41 im 

Kreis Böblingen.  

 

Wir fordern Sie deshalb auf, das von Ihnen in Auftrag gegebene Gutachten von einer 

unabhängigen Institution überprüfen zu lassen. Es ist eine weitreichende Entscheidung 

und soll deshalb auch möglichst objektiv überprüft werden.  

 

Wenn die Widersprüche und unterschiedlichen Argumente nicht überprüft werden, wird 

die Entscheidung des Innenministeriums nicht auf Akzeptanz stoßen.  

Mit freundlichen Grüßen 

 

 


